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Angeklagte an ihren Sohn geschrieben und die dieser 
verloren hatte. In diesen Briefen heißt es:

Brief vom 25. Juli 1943:
„Um eines bitte ich Dich, geh doch nicht freiwillig zur SS, 
das ist nichts, ist was gefährliches. Bleib bei Deinen 
Leisten, es ist heute nirgend mehr was. Es wird immer 
schlechter. Auf diese Weise wird der Krieg bald aus. 
Lieber, schau nur auf Dich, daß Du wieder glücklich heim­
kommst, das Ende ist nahe. Es kann noch alles drüber 
und drunter gehen auch bei uns. Der Feind wird Deutsch­
land durchmarschieren. Amerikaner ist schon zur Hälfte in 
Italien, dann geht es nach Deutschi. Ihr werdet bald in die 
Heimat kommen."

Brief vom 4. August 1943:
„Jetzt stimme ich Dir bald bei, daß der Krieg noch ein 
5. Jahr dauert. Aber dann wirds gefährlich. Dann wird 
Deutschi, ein Schutthaufen, auch bei uns kann manches 
geregelt werden. Soviel ich gehört habe, ist Göring schon 
ausgerissen, er befindet sich in Schweden, ist bloß Hitler 
mehr allein, und der sucht das Weite, hoffentlich wird er 
bald gefangen, und dann ist mit dem Kriege Schluß, ja 
wenn es nur heute schon wär."

Brief vom 8. August 1943:
„Bei uns ist es Aussicht, daß Italien in 14Tagen kapituliert, 
d. h. der Krieg ist aus, wenn dort Ruhe ist, dauert es in 
Deutschi, auch nicht mehr lange. Es scheint, die Soldaten 
müssen immer rückwärts, das ist auch ganz recht, dann 
kommt das Ende immer näher. Diese Woche muß München 
und Berlin geräumt werden, auch diese beiden Städte 
werden vom Engländer bombardiert und dem Erdboden 
gleichgemacht. Was dann? Zusammenbruch! Das kann in 
kurzer Zeit vor sich gehen."

Die Briefe enthalten sehr üble, wehrkraftzersetzende An­
griffe auf unseren Siegeswillen. Dessen war sich die An­
geklagte auch bewußt, wenngleich die Briefe in erster 
Linie der Sorge der Mutter um ihr Kind entsprangen.

Die Briefe sind nach Form und Inhalt überaus häßlich. 
Bei einem voll und ernst zu nehmenden Täter wäre 
schärfste Bestrafung am Platze gewesen. Aber hier lag der 
Fall ausnahmsweise so, daß das Schutzbedürfnis unseres 
Reiches keine exemplarische Bestrafung verlangte. Man 
muß den persönlichen Eindruck von der Angeklagten 
gehabt haben, um beurteilen zu können, wie wohl ihr 
Sohn die Briefe aufgefaßt hat. Es handelt sich um eine 
ältere, sehr primitive Frau mit äußerst beschränktem 
Gesichtskreis, die auf einem abgelegenen Hof lebt und 
kaum etwas anderes gesehen hat als ihre engere Heimat. 
Sie war damals in größter Sorge um ihren inzwischen 
schwer verwundeten Sohn, und diese Sorge veranlaßte 
sie, ihm die unheilvollen Briefe zu schreiben, deren volle 
Tragweite sie damals nicht überblickte, und die sie jetzt 
aufrichtig bereut.

Es lag somit, wie auch der Anklagevertreter angenommen 
hat, ein minder schwerer Fall der Wehrkraftzersetzung 
(§ 5 Abs. 2 KSSVO) vor. Eine Gefängnisstrafe von zwei 
Jahren war hier ausnahmsweise in Anbetracht der geschil­
derten Tatumstände zum Schutze des Reiches ausreichend 
und entsprach auch der Schuld der bisher unbescholtenen 
Angeklagten."

SED-JUSTIZ

Aus den Gründen:
Am 15. Dezember 1952 schrieb der Angeklagte an seine 
in Westdeutschland wohnende Nichte einen Brief, den er 
jedoch nicht absandte, sondern anläßlich einer Fahrt nach 
Berlin in seiner Brusttasche mittrug. Am gleichen Tage 
wurde ihm dieser Brief anläßlich einer Ausweiskontrolle 
von Angehörigen der VP im Zuge abgenommen. In diesem 
Brief schrieb der Angeklagte u. a. an seine westdeutschen 
Verwandten folgendes:

„Hoffentlich können wir später alles einmal wieder gut­
machen, wenn wir es, was uns bevorsteht, gut überstehen. 
Ja, es ist bei uns sehr traurig, alles furchtbar teuer, die 
Lebensmittel dazu sehr knapp."

„Sonst geht es uns aber gut, wir verdienen nur zu wenig, 
daß wir uns in den staatlichen Schieberläden etwas kaufen 
können." Sodann ersuchte der Angeklagte in dem Brief an 
seine Verwandten in Westdeutschland, ihm dort eine Stelle 
zu besorgen und schrieb anschließend folgendes: „Hier 
stellt man nur junge, ganz junge Menschen ein. Dumm 
können sie sein, wenn sie nur Kommunist sind, dann 
klappt alles. Die Zuchthäuser sind überfüllt."

Damit ist erwiesen, daß der Angeklagte in übelster Form 
gegen Verhältnisse und Einrichtungen in unserer DDR 
hetzte. Dieser Brief war dazu bestimmt, nach Westdeutsch­
land geschickt zu werden. Die in dem Brief enthaltene 
Hetze wäre somit, wenn unsere VP das Vorhaben des 
Angeklagten nicht vereitelt hätte, den Verwandten des 
Angeklagten und darüber hinaus offenbar noch anderen 
Personen in Westdeutschland zugänglich geworden. Die 
Tat des Angeklagten ist daher eine Unterstützung der 
Bestrebungen der westlichen Kriegstreiber, die in unserer 
Republik bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse zu 
diskreditieren und die Notwendigkeit der gewaltsamen 
Beseitigung unserer neuen Ordnung zu propagieren.

Darüber hinaus ist die Hetze gegen unsere demokratischen 
Einrichtungen und Organisationen, sowie die Diskriminie­
rung unserer fortschrittlichen Menschen zugleich eine Pro­
paganda für den Nazismus bzw. für die neofaschistischen 
Machenschaften der westlichen Kriegstreiber. Die Tat des 
Angeklagten, d. h. das Schreiben des Briefes mit diesem 
hetzerischen Inhalt ist somit als ein Verbrechen nach der 
KD 38, Art. Ill A III zu bewerten. Der Angeklagte handelte 
dabei vorsätzlich, denn er wußte, daß in diesem Brief 
unsere Verhältnisse und Einrichtungen herabgewürdigt 
werden. Sein Einwand, daß der Brief noch nicht zur Ab­
sendung gelangt war, ist unbeachtlich, da die KD 38 bereits 
Gefährdungsdelikte unter Strafe stellt. Es kommt also nicht 
darauf an, ob jemand die Absicht verfolgt, eine Friedens­
gefährdung herbeizuführen. Entscheidend ist vielmehr — 
wie im vorliegenden Falle — bei der Tat des Angeklagten, 
daß die Handlung geeignet ist, den Frieden des deutschen 
Volkes zu gefährden, denn die in dem Brief enthaltene 
Erfindung und Verbreitung tendenziöser Gerüchte hilft 
den westlichen Kriegstreibern ihre verbrecherischen Pläne 
gegen die DDR zu verwirklichen."
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